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Ein rund zwei Jahre zurückliegender
Datendiebstahl bei der Schweizer Ver-
mögensverwaltungs-Tochter des briti-
schen BankkonzernsHSBC hat nun
Folgen für Steuersünder. Die britische
Steuerverwaltung HMRC tritt mit
6000 Kunden von HSBC Schweiz in
Kontakt und bietet ihnen an, nicht ver-
steuerte Einkommen nachträglich zu
deklarieren. Wer nicht auf das Ange-
bot eingehe, müsse mit Ermittlungen
und einer Strafsteuer von bis zu 200
Prozent rechnen, so die Behörde. Bis-
her seien gegen mehr als 500 Perso-
nen und Organisationen Strafverfah-
ren wegen Betrugs eingeleitet wor-
den. In Kreisen der Steuerbehörde
hieß es, die Daten kämen aus Frank-
reich und stammten aus demDaten-
bestand, den ein IT-Angestellter von
HSBC in Genf kopiert hatte. Reuters

LONDON. Die Ratingagentur Fitch
erwartet, dass die britische Regie-
rung mit den Großbanken des Lan-
des weniger großzügig als bisher um-
gehen wird. Die Analysten stuften
deshalb gestern die beiden teilver-
staatlichten Banken Royal Bank of
Scotland (RBS) und Lloyds Banking
Group herunter. Es sei weniger wahr-
scheinlich, dass die Regierung die In-
stitute mit weiterem Geld unterstüt-
zen werde, begründete Fitch die Ent-
scheidung.

Die Bonität der RBS und von
Lloyds hat die Agentur um zwei Stu-
fen herabgesetzt. Zusätzlich sei der
Ausblick für Barclays auf negativ ge-
senkt worden, teilte Fitch mit. Be-
reits vergangene Woche hatte die Ra-
tingagentur Moody's zwölf britische
Banken zurückgestuft, darunter
auch die RBS und Lloyds – mit einer
ähnlichen Begründung.

Die Regierung hat seit Ausbruch
der Krise im Jahre 2008 viele Milliar-
den in den Bankensektor gesteckt
und diesen so vor dem Kollaps be-
wahrt. Im Gegenzug hält der Staat
jetzt 83 Prozent an der RBS und 40
Prozent an Lloyds.

Zuletzt sorgten sich jedoch einige
Analysten um die Kapitalausstattung
der RBS. Auch in Regierungskreisen
wurde nicht ausgeschlossen, dass
das Eigenkapital der Bank möglicher-
weise noch einmal mit Staatshilfe er-
höht werden muss. Ähnlich wie
auch andere europäische Großban-
ken hatte die RBS zwar den jüngsten
Stresstest der Europäischen Banken-
aufsicht bestanden. Allerdings
wurde damals keine umfangreiche
Umschuldung Griechenlands in die
Stress-Szenarien einbezogen. slo

BERLIN. Ein gutes Dutzend ehema-
liger Investmentbanker von
Dresdner Kleinwort ist endgültig
mit einer Millionen-Klage gegen
die Kürzung der Bonus-Zahlungen
im Krisenjahr 2008 gescheitert.
Ihre Revision vor dem Bundesar-
beitsgericht (BAG) blieb ohne Er-
folg, wie das Gericht gestern in Er-
furt mitteilte. Die 14 Banker hatten
die Commerzbank auf Auszahlung
von insgesamt über zwei Millionen
Euro verklagt. Sie hatte Anfang
2009 die Dresdner Bank übernom-
men und die Leistungszulagen der
Banker für 2008 nachträglich um
90 Prozent gekürzt.

Die Bank hatte die Maßnahme
damit begründet, dass im
schlimmsten Jahr der Finanzkrise
vor allem das Kapitalmarktge-
schäft zum Verlust der Dresdner
Bank von über sechs Milliarden
Euro beigetragen hatte. (Az: BAG
10 AZR 756/10) Dem schloss sich
das BAG an: Angesichts der Ver-
luste sei es auch unter Berücksich-
tigung der Leistungen der Kläger
nicht unangemessen gewesen, die
Boni deutlich zu kürzen. Die Kla-
gen der Investmentbanker auf Aus-
zahlung der vollen Boni hatten
auch deshalb Aufsehen erregt,
weil die Commerzbank 2009 staat-
liche Milliardenhilfen bekommen
hatte, um die Krise zu überstehen.
In den Vorinstanzen waren die Kla-
gen abgewiesen worden. Reuters

Britische Steuerbehörde
nimmt Kunden von
HSBC Schweiz ins Visier

Fitch stuft
britische Banken
herab

Österreich wird noch weitere Milliar-
denbeträge für die Sanierung der ver-
staatlichten Hypo Alpe Adria aufbrin-
genmüssen. „Die Hypo kostet uns
mehr Geld als die Griechen“, sagte die
österreichische Finanzministerin Ma-
ria Fekter amDonnerstag in einem In-
terview. Bislang hat die Regierung in
Wien nach der Übernahme der Hypo
Alpe Adria von der BayernLB Ende
2009 etwa 1,5 Milliarden Euro in das
marode Institut aus Kärnten gesteckt.
Nach inoffiziellen Berechnungen
könnte die Sanierung der früheren
BayernLB-Tochter noch zwischen drei
und vier Milliarden Euro kosten. Der
genaue Anteil Österreichs an der
Griechenland-Hilfe steht noch nicht
fest, dürfte nach derzeitigen Schät-
zungen aber etwa zwei Milliar-
den Euro betragen. zel

Die Fondsgesellschaft Fidelity be-
zweifelt, dass börsennotierte Index-
fonds (ETFs) weiter wie klassische
Investmentfonds vertrieben werden
sollten. Das geht aus einem Schreiben
von Fidelity an die EU-Aufsicht Euro-
pean Security and Market Authority
(ESMA) hervor.

Bislang unterliegen ETFs der EU-
Fondsrichtlinie Ucits, die für fast alle
Investmentfonds gilt. Die Richtlinie
habe auch zumZiel, dass die Pro-
dukte für das breite Publikum geeig-
net seien. Einige ETFs kämen diesem
Anspruch nach. Manche „syntheti-
sche ETFs scheinen maßgeschneidert
zu sein, um zu institutionellen Han-
delsstrategien zu passen“ – undwür-
den dem Bedarf von Privatanlegern
nicht unbedingt gerecht werden,
schreibt Fidelity. Reuters/rez

Michael Detering, Holger Alich
Frankfurt, Zürich

Rund zehn Jahre ist es her,
als der damalige Allianz-
Chef Henning Schulte-Noel-
le eine Vision hatte: Er

wollte einen Konzern schaffen, der
Versicherungen und Bankprodukte
aus einer Hand anbietet. 24 Milliar-
den Euro zahlte er für die Über-
nahme der Dresdner Bank. „Diese
Transaktion bringt uns weltweit in
die Pole-Position im Rennen um
den Preis des führenden integrier-
ten Finanzdienstleisters“,
schwärmte Schulte-Noelle. Doch
die Integration der Bank scheiterte.
Die Allianz schrieb Milliarden ab
und verkaufte 2008 die Dresdner
Bank an die Commerzbank.

Auch wenn das klassische Allfi-
nanz-Modell seitdem tot ist – Exper-
ten sind davon überzeugt, dass zu-
mindest stärkere Kooperationen
zwischen Versicherern und Banken
große Chancen bieten, gerade was
den Vertrieb anbelangt.

Generali gerät ins Hintertreffen

Die Banken werden von den Versi-
cherern als Kooperationspartner
deshalb heftig umworben. Jüngst
hat der Versicherer Zurich die Zu-
sammenarbeit mit der Deutschen
Bank bis 2022 verlängert. Auch Ge-
nerali wäre gerne zum Zuge gekom-
men, da der Verkauf über die Com-
merzbank 2010 auslief und nun nur
noch Kooperationen mit kleineren
Banken und Sparkassen bestehen.

Ausgerechnet die Allianz steht
nun gut da, was den Vertrieb über
den Bankschalter anbelangt. Denn
wegen des Verkaufs der Dresdner
Bank an die Commerzbank ist diese
nun der neue Kooperationspartner.
Seit September 2010 werden Alli-
anz-Produkte in allen Commerz-
bank-Filialen angeboten. Das Ergeb-
nis: Im ersten Halbjahr 2011 wur-

den im Vergleich zum Vorjahr rund
50 Prozent mehr Lebensversiche-
rungen über den Bankschalter ver-
kauft. Jede fünfte Lebensversiche-
rung der Allianz wird dort vermit-
telt. Andree Moschner, Vertriebs-
vorstand der Allianz, ist daher im-
mer noch von den Vorteilen der Zu-
sammenarbeit überzeugt: „Wer
sich zum Vermögensaufbau oder
zur Altersvorsorge beraten lässt,
wünscht die für ihn beste Lösung –
unabhängig davon, ob diese mit
Bankprodukten oder Versiche-
rungsprodukten zu erreichen ist.“

Unternehmensberater sehen das
ähnlich. Die Experten der Beratung

Confidum gehen sogar davon aus,
dass vielerorts eine Verdoppelung
des Versicherungsgeschäfts über
den Bankschalter machbar wäre.
„Oft gibt es aber kulturelle Vorbe-
halte zwischen Bankern und Versi-
cherern“, sagt Richard Jodlbauer, ei-
ner der Geschäftsführer bei Confi-
dum. Mancher Bankberater würde
den Kunden keine Versicherungs-
produkte anbieten, weil er sie dann
bei komplexen Fragen an die Versi-
cherungsspezialisten weiterleiten
müsste. Einige Banker befürchten
aber, dass sie nicht in seinem Sinne
beraten – und letztlich seinen Kun-
den vergraulen.

Dabei müssten eigentlich auch die
Banken großes Interesse am Verkauf
von Versicherungen haben, meint
Jodlbauer. Durch die strengeren Auf-
sichtsregeln Basel III wird das Privat-
kundengeschäft im Vergleich zum In-
vestment-Banking bevorzugt. Da das
Zinsgeschäft bei der aktuellen Situa-
tion am Kapitalmarkt weniger Ge-
winn abwirft, müssen sich die Ban-
ken alternative – und vor allem eigen-
kapitalschonende – Einnahmequel-
len erschließen. „Die Banken müs-
sen auf der Provisionsseite deutlich
besser werden“, sagt Jodlbauer.

Laut Jodlbauer könnten die Ban-
ken nicht nur mehr Lebensversiche-
rungen verkaufen, sondern auch
mehr Schaden- und Unfallversiche-
rungen. Die Kooperation zwischen
Postbank und HUK Coburg sei hier
beispielhaft, da auch die Kunden-
gruppen gut zueinander passen.

Frankreich als Ausnahme

Während in vielen Ländern kaum
noch jemand das Wort Allfinanz hö-
ren will, gibt es eine Ausnahme:
Frankreich. Dort ist das Modell
quicklebendig. Rund 60 Prozent al-
ler Lebensversicherungen werden
dort über den Bankschalter ver-
kauft.

Der Erfolg der Allfinanz in Frank-
reich erklärt sich vor allem mit den
Produkteigenschaften. In Frank-
reich ist eine Lebensversicherung
primär ein Anlage- und weniger ein
Vorsorgeprodukt. So ist die Ablauf-
summe unter gewissen Bedingun-
gen nach bereits acht Jahren steuer-
frei. Und reine Rentenversicherun-
gen sind Ladenhüter.

Daher geben die Versicherungs-
töchter der Banken im Lebensversi-
cherungsgeschäft in Frankreich
den Ton an. Predica, Tochter der
Gruppe Crédit Agricole, ist nach ei-
genen Angaben der zweitgrößte Le-
bensversicherer des Landes und
rangiert damit vor den Pure Play-
ern Axa und Allianz. Marktführer
ist CNP, die auch eine Banktochter
ist. Der Versicherer gehört der staat-
lichen Post und der Staatsbank
CDC. Der Erfolg der CNP erklärt
sich vor allem durch die Vertriebs-
power ihrer Partner, der Post und
den französischen Sparkassen.

Die Gläubiger der Europa-Holding
von Lehman Brothers sollen einen ers-
ten Teil ihres Geldes wiedersehen. Der
von derWirtschaftsprüfungsgesell-
schaft PwC gestellte Insolvenzverwal-
ter der 2008 untergegangenen Bank
kündigte eine Abschlagszahlung für
2012 an. PwC hat 14,4 Milliarden Euro
aus den Überresten der Lehman
Brothers International Europe gesi-
chert. Noch ist unklar, welche Forde-
rungen überhaupt anerkannt werden.
Viele Anspruchssteller müssen noch
nachweisen, dass ihnen Lehman Geld
schuldete. Zu den Gläubigern der
Europa-Holding gehört auch das deut-
sche Lehman Brothers Bankhaus. De-
ren InsolvenzverwalterMichael Frege
hatte von einer langwierigen Ausei-
nandersetzungmit den Briten gespro-
chen. Reuters

Österreich zahlt für
Hypo Alpe Adria mehr
als für Griechenland

Fondsanbieter prangert
Indexfonds
bei der Aufsicht an

Dresdner-Banker
scheitern mit
Boni-Klage

Versicherungen verkaufen sich gut
über den Bankschalter
Die Assekuranz versucht,
ihre Produkte auch über
Bankfilialen zu vertreiben.
Die Geldhäuser werden
daher als Kooperations-
partner kräftig umworben.

Gläubiger von
Lehman Brothers können
mit Geld rechnen
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Beratungsgespräch in einer Filiale der Postbank: Die Kooperation zwischen
demFinanzinstitut und demVersicherer HUK Coburg gilt als beispielhaft.
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Nicole Bastian
Frankfurt

Der Vorstandschef der französi-
schen Großbank BNP Paribas
hält die Kursverluste der Bank-

werte für übertrieben. Die Lage sei
nicht mit der im Jahr 2008 zu verglei-
chen, als die Investmentbank Leh-
man Brothers pleiteging, sagte Bau-
douin Prot auf Fragen des Handels-
blatts. Heute sei bekannt, welche
Bank welche Risiken in der Bilanz
habe. Doch sei noch für einige Zeit
mit Unruhe an den Märkten zu rech-
nen. „Es ist sicherlich keine Frage
von Tagen, sondern eher von Wo-
chen, bis die Ängste der Investoren
abklingen“, sagte Prot. „Wenn wir die
Ängste loswerden wollen, muss
Europa zeigen, dass es besser in der
Lage ist, mit einer Stimme zu spre-
chen und entsprechend zu handeln.“

Das Handelsblatt hatte das Inter-
view vor einem Monat geführt. Als
BNP die Antworten Ende vergange-
ner Woche endgültig nicht freige-
ben wollte, hat sich die Zeitung in
dieser Woche entschlossen, das In-
terview ohne Antworten zu veröf-
fentlichen. Der Vorgang hatte unter
anderem in Frankreich für Aufse-
hen gesorgt.

Daraufhin reagierte BNP und stellte
die Antworten gestern nachträglich
auf seine Homepage. Vier Fragen
des Interviews wurden dabei he-
rausgenommen. Bei diesen ging es
um die Kosten einer Ratingver-
schlechterung Frankreichs, Fragen
dazu, warum die BNP anderen Ban-
ken nicht mehr Geld leiht, anstatt
es bei der Notenbank zu deponie-
ren, die Gründe für die veränder-
ten Ansichten von Christine La-
garde, der Chefin des Internationa-
len Währungsfonds, und die Belas-
tungen aus dem Engagement in
Staatsanleihen. Die nachträglich in
den vier Wochen zur Aktualisie-
rung nachgereichten Fragen wur-
den größtenteils nicht behandelt.

Prot betonte, BNP Paribas habe
mit rund 135 Milliarden Euro einen
hohen Liquiditätspuffer. Im Juni
habe die Bank zudem ihre Mittel-
und Langfristfinanzierung für das
laufende Jahr abgeschlossen. 2011
habe die Bank bisher insgesamt 41
Milliarden Euro am Kapitalmarkt auf-
genommen mit einer durchschnittli-
chen Laufzeit von sechs Jahren. Die
Kernkapitalquote liege bei 9,6 Pro-
zent. Die Bank plane, dass die harte
Kernkapitalquote Ende 2012 über
neun Prozent liege – „ohne eine Kapi-
talerhöhung“. Zum möglichen Er-
werb der deutschen Mittelstands-
bank IKB äußerte er sich nicht.

Der Bankchef versuchte zu beruhi-
gen. Am Interbankenmarkt herrsche
keine Panik. Die europäischen Groß-
banken könnten sich und ihr Ge-
schäft gegenseitig einschätzen. „Es
herrscht ein gegenseitiges Klima des
Vertrauens.“ Die strengeren Liquidi-
tätsvorschriften unter Basel III seien
bereits vorweggenommen worden.

„Es gibt keine Panik, nur strukturelle
Änderungen, die die Banken bereits
implementiert haben.“

Prot sprach sich für Anleihekäufe
der EZB aus. „Wenn gewisse Staa-
ten für eine Übergangszeit Hilfe
brauchen durch den Kauf von An-
leihen, dann ist das meiner An-
sicht nach okay. Aber die einzel-
nen Länder müssen sich anstren-
gen, ihr Haushaltsbudget in Ord-
nung zu bekommen.“ Er glaube,
dass die Kernländer den Euro wei-
ter wollten. „Deswegen werden
sie alles tun, um die schwierigen
Zeiten zu überstehen.“

Baudouin Prot geht trotz der
Verwerfungen an den Finanz-
märkten in Europa nicht von einer
Rezession in der Euro-Zone aus. Er

rechne mit einem weiter positiven
Wirtschaftswachstum, wenn auch
mit niedrigen Wachstumsraten, als

dem wahrscheinlichsten Sze-
nario.

Angesprochen auf die Ge-
fahr, dass Frankreich seine Bo-
nitätsbestnote AAA verlieren
könnte, sagte der Bankchef,
dass die französische Regie-
rung etwa mit der Rentenre-
form die richtige Maßnahme er-
griffen habe, um das Rating
nicht zu gefährden. „Frankreich
ist eines der wenigen europäi-
schen Länder, das von einem ge-
sunden Bevölkerungswachstum
profitiert, wo die Bevölkerung
also nicht schrumpft, anders als
etwa in Deutschland. Diese demo-
grafische Veränderung wird sich
in den kommenden Jahren aus-
zahlen im Hinblick auf das Wirt-
schaftswachstum und zu steigen-
den Steuereinnahmen beitragen.“

BNP-Chef sieht weiter Unruhe an den Finanzmärkten
Baudouin Prot hält die niedrigen Bewertungen von
Banken für überzogen. Er befürwortet den Ankauf von
Anleihen, um Staaten zu helfen.

„Es gibt keine Panik,
nur strukturelle
Änderungen, die
die Banken bereits
implementiert haben.“
Baudouin Prot
BNP Paribas

© Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de. © Handelsblatt GmbH. Alle Rechte vorbehalten. Zum Erwerb weitergehender Rechte wenden Sie sich bitte an nutzungsrechte@vhb.de.


